
 

 

 

 

 

 

 

 

Medienmitteilung 

 

 

Anpassungen bei Steuergericht und Schätzungskommission 

 

Solothurn, 17. März 2009 - Der Regierungsrat schickt eine Vorlage mit Anpassungen 

bei den Spezialverwaltungsgerichten (Steuergericht und Schätzungskommission) in 

die Vernehmlassung. Die Vernehmlassung läuft bis zum 19. Juni 2009. 

 

 

Die Vorlage ist Ausfluss der Empfehlungen einer vom Regierungsrat eingesetzten 

Arbeitsgruppe aus Vertretern von Gerichten, Anwaltschaft und Verwaltung. Sie geht 

zurück auf ein Postulat der Fraktion FdP/JL aus dem Jahr 2002, welches den 

Regierungsrat beauftragte, zu überprüfen, ob Spezialverwaltungsgerichte ins Ver-

waltungsgericht integriert werden könnten. Mit der Einführung der selbständigen 

Gerichtsverwaltung wurden per 1. August 2005 drei kleinere Spezialverwaltungsge-

richte aufgehoben. 

 

Bei den beiden verbleibenden, grösseren Spezialverwaltungsgerichten Steuergericht 

und Schätzungskommission, welche ihre Rechtsprechungsaufgaben nach der Über-

prüfung qualitativ gut, kostengünstig und effizient wahrnehmen, soll nun von einer 
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Integration ins Verwaltungsgericht abgesehen werden. Eine solche hätte erhebliche 

Mehrkosten zur Folge. Zudem bringt die Rechtsprechung durch nebenamtliche 

Richter mit Fachkenntnissen in den Tätigkeitsbereichen der beiden Gerichte grosse 

Vorteile mit sich. 

Trotz dieser Ueberlegungen will der Regierungsrat in der Vernehmlassung wissen 

ob eine Vollintegration gewünscht wird.  

 

Durch gezielte Massnahmen soll bei den beiden Gerichten die Effizienz weiter 

gesteigert werden. Insbesondere soll das Steuergericht statt wie bisher in einer 

Besetzung mit sieben Richtern nur noch mit drei Richtern tagen.  

 

Mit dem Verbot für Steuerrichter, Personen in Einsprache- und Rechtsmittelver-

fahren vor den Steuerbehörden zu vertreten, soll die richterliche Unabhängigkeit 

gestärkt werden. 

 

 

 

 

Weitere Auskünfte erteilt:  

Franz Fürst, Bau- und Justizdepartement, Chef Rechtsdienst Justiz, 

032 627 27 01 


